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Position

Die FDP-Landtagsfraktion NRW fordert die Beendigung des Islamischen Religionsunter-
richts (IRU) in Nordrhein-Westfalen und plädiert für die Einführung eines verpflichtenden 
Ethikunterrichts für alle Schülerinnen und Schüler, die nicht am konfessionellen Religions-
unterricht teilnehmen. 

Diese Forderung basiert auf einer nüchternen Analyse der aktuellen Herausforderungen 
und Probleme im Zusammenhang mit dem IRU. Katholischer, evangelischer oder auch jü-
discher Religionsunterricht soll weiterhin fortgeführt werden.

1)	 Gründe für die Beendigung des Islamischen Religionsunterrichts 

Widersprüche in den Einstellungen angehender Lehrkräfte

Eine aktuelle Studie zeigt deutliche Widersprüche in den Einstellungen angehender Re-
ligionslehrerinnen und -lehrer: Während sie sich einerseits zur Demokratie bekennen, 
vertreten sie andererseits vielfach antisemitische und extremistische Positionen. Diese 
Diskrepanz gefährdet das zentrale Ziel des IRU, nämlich dem Islamismus in bzw. aus den 
Hinterhofmoscheen entgegenzutreten.

Einfluss konservativer Islamverbände

Muslimische Religionslehrerinnen und -lehrer sind häufig dem Einfluss konservativer Islam-
verbände ausgesetzt, deren Erwartungen ihre Einstellungschancen erheblich beeinflussen 
können. Dies steht im Widerspruch zu den liberalen Ausrichtungen, die von Politik und Uni-
versitäten gefordert werden.

Skepsis der Schulleitungen

Viele Schulleitungen stehen einer möglichen Einführung des IRU an ihrer Schule skeptisch 
gegenüber, da es aufgrund der geringen Absolventenzahl schwierig ist, qualifizierte Lehr-
kräfte zu gewinnen. Die Studienergebnisse zu den Wertvorstellungen der Lehramtsstudie-
renden verstärken diese Zweifel und gefährden die Akzeptanz des IRU weiter.
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Mangel an qualifizierten Lehrkräften

In Nordrhein-Westfalen können lediglich sechs Prozent der muslimischen Schülerinnen und 
Schüler am Religionsunterricht teilnehmen, was hauptsächlich auf den Mangel an gut aus-
gebildeten Lehrkräften zurückzuführen ist.

Beschwerden aus der muslimischen Elternschaft

Es gibt zahlreiche Beschwerden aus der Elternschaft über den IRU, insbesondere von Eltern, 
die selbst streng bis fundamentalistisch religiös geprägt sind. Diese Eltern melden ihre Kin-
der oft vom IRU ab, da sie die Lehrinhalte noch als „zu liberal“ empfinden. 

Dies verdeutlicht die Diskrepanz zwischen den Erwartungen der Eltern und den vermittel-
ten Inhalten. Zudem verdeutlicht dieser Umstand, dass die gesamtgesellschaftliche Heraus-
forderung des fundamentalistischen Islam größer ist, als durch einen weiter liberalisierten 
IRU perspektivisch kompensiert werden könnte.

2)	 Lösungsvorschlag: Verpflichtender Ethikunterricht

Angesichts der oben genannten Herausforderungen und Probleme fordert die FDP-Landtags-
fraktion NRW die Beendigung des Islamischen Religionsunterrichts im nordrhein-westfäli-
schen Schulsystem. 

Stattdessen sollten alle Schülerinnen und Schüler, die nicht an einem anderen konfessionsge-
bundenen Religionsunterricht teilnehmen, verpflichtenden Ethikunterricht beziehungsweise 
Unterricht in Praktischer Philosophie erhalten.

3)	 Flankierende Maßnahmen

Im Zuge der Abschaffung bedarf es einer umfassenden Strategie, um extremistischen Ten-
denzen – in unserer gesamten Gesellschaft – entgegenzuwirken. Hier sind die zentralen Maß-
nahmen:

Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen

Konsequente Disziplinarmaßnahmen: Schulleitungen und Schulaufsicht müssen disziplinari-
sche Maßnahmen strikt durchsetzen. Das Land sollte Kriseninterventionsteams stärken und 
vor Ort unterstützen. Bei extremistischem Verhalten müssen sofortige Konsequenzen fol-
gen. Eine einwöchige Suspendierung erscheint beispielsweise unzureichend und sollte durch 
strengere Maßnahmen ersetzt werden.



Betroffenenschutz: Opfer von Mobbing und Gewalt sollten nicht die Schule wechseln müs-
sen, sondern die Täter. Schulwechsel für Tätergruppen sollen organisiert und Schüler bei Sus-
pendierungen unter eine engmaschige Aufsicht gestellt werden, denn die Suspendierung soll 
keine zusätzlichen Ferienzeiten bedeuten oder Gelegenheiten bieten, sich z.B. über das Inter-
net zu radikalisieren.

Verfassungsschutz stärken

Ressourcenaufstockung: Kürzungen beim Verfassungsschutz müssen rückgängig gemacht 
und stattdessen entschieden mehr in Personal und IT investiert werden. Die Einführung eines 
dualen Studienganges nach dem Vorbild des Verfassungsschutzes auf Bundesebene soll den 
Verfassungsschutz zusätzlich stärken. Defizite in der Kommunikation müssen abgebaut und 
der Informationsaustausch verbessert werden, um Gefahren frühzeitig zu erkennen.

Vorgehen gegen radikalen Islamismus und Salafismus

Strenge Maßnahmen: Der Staat muss konsequent gegen Gruppen, Organisationen und Mo-
scheen vorgehen, die politischen radikalen Salafismus verbreiten. Antisemitismus und Terror-
verherrlichung dürfen nicht toleriert werden. Auftritte von Hasspredigern müssen verhindert 
und die Anwendung des Vereinsrechts strikter gehandhabt werden.

Netzwerkarbeit und Prävention

Engere Zusammenarbeit: Schulen, Polizei, Justiz und Jugendhilfe müssen enger zusammen-
arbeiten. Frühwarnsysteme und Präventionsmaßnahmen sind essenziell. Lehrkräfte sollen 
in der Ausbildung für Extremismusbekämpfung geschult werden. Netzwerkarbeit zwischen 
Moscheevereinen und Behörden muss intensiviert und rechtliche Hürden abgebaut werden.

Demokratieerziehung und interreligiöser Dialog

Demokratie stärken: Demokratieerziehung soll bereits in der Grundschule beginnen. Ge-
denkstättenfahrten an weiterführenden Schulen sollen ausgebaut werden, um Schüler für 
Rassismus und Antisemitismus zu sensibilisieren. Lehrpläne sollen vergleichende Religions-
wissenschaft und die Gefahren von Radikalisierung stärker betonen. Lehrkräfte müssen um-
fassende Unterstützung für Demokratiebildung erhalten.

Medienkompetenz

Förderung der Medienkompetenz: Der Ethikunterricht soll Mediennutzung und die Bewer-
tung digitaler Inhalte umfassen. Projekte zur Förderung der Medienkompetenz und die Zu-
sammenarbeit mit außerschulischen Partnern sind zentral. Schüler sollen durch journalisti-
sche Projekte eigene Medienkompetenz entwickeln.



4)	 Fazit

Die aktuellen Herausforderungen und Probleme des Islamischen Religionsunterrichts in Nord-
rhein-Westfalen erfordern eine grundlegende Neuausrichtung. Die Beendigung des IRU und 
stattdessen Einführung eines verpflichtenden Ethikunterrichts bieten eine Lösung, um den 
Einfluss konservativer Islamverbände zu minimieren, extremistische Tendenzen bei Kindern 
frühzeitig zu bekämpfen und eine offene, liberale Gesellschaft zu fördern.
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